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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 

— 

Postulat Chardonnens Jean-Daniel 2019-GC-26 

Schülertransporte: Führerausweis, Platz in den Bussen, 
Lizenz und Kurs nach CZV 

I. Zusammenfassung des Postulats 

Mit einem am 18. Februar 2019 eingereichten Postulat ersucht Grossrat Jean-Daniel Chardonnens 
den Staatsrat zu prüfen, ob das Bundesrecht den Kantonen einen Handlungsspielraum lässt, um: 

1. einen Übergangs-Führerausweis für das Führen eines Schulbusses von weniger als 7,5 Tonnen 
einzuführen; 

2. das zugelassene Höchstgewicht beim Führen eines Schulbusses mit Ausweis D1 zu erhöhen; 

3. a) die Chauffeure von Schulbussen von der Weiterbildungspflicht gemäss der Bundesverord-
nung vom 15. Juni 2007 über die Zulassung von Fahrzeugführern und Fahrzeugführerinnen 
zum Personen- und Gütertransport auf der Strasse (CZV, SR 741.521) zu befreien; 

b) die Unternehmen, die ausschliesslich Schülertransporte durchführen, von der Lizenzpflicht 
zu befreien; 

4. den minimalen Längsabstand der Sitze zu erhöhen, um für die Schüler/innen den Komfort und 
die Sicherheit bei Unfällen zu verbessern. 

Für den Fall, dass auf Kantonsebene kein Handlungsspielraum besteht, bittet Grossrat Chardonnens 
den Staatsrat abzuklären, welche Schritte der Staatsrat bei Bundesstellen unternehmen könnte, um 
die Situation zu verbessern. 

II. Antwort des Staatsrats 

Der Staatsrat stellt die Zulässigkeit des Postulats in Frage, da dessen Urheber dem Staatsrat in erster 
Linie den Auftrag gibt, sachbezogene Fragen zu beantworten. Da er jedoch über alle nötigen 
Elemente für die Beantwortung dieses Antrags verfügt, beschliesst er, diesem in Anwendung von 
Artikel 64 des Grossratsgesetzes direkte Folge zu geben. Er beantragt Ihnen deshalb, das Postulat 
anzunehmen und den Bericht im Anhang zur Kenntnis zu nehmen, der zu folgender Schlussfolge-
rung kommt: Der Staatsrat ist der Ansicht, dass eine Änderung des bundesgesetzlichen Rahmens 
nicht gerechtfertigt ist. Er hält es deshalb nicht für notwendig, sich bei den Bundesbehörden dafür 
einzusetzen. 

14. Mai 2019 

Anhang 

— 

Bericht 2019-DSJ-116 vom 14. Mai 2019 

http://www.parlinfo.fr.ch/de/politbusiness/?action=showinfo&info_id=54119&uuid=0d0fc4adc86d403e90801e0c397f6af7

